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Verkündet am
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in dem Rechtsstreit
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Beklagten, Berufungoklägers 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.
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FrflHBD-BHB-Straße Nr

Kläger, Berufungsbeklagten 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br o
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 15« November 1966 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Tr. Engels und der 
Bundesrichter Dr. Bode, Dr. Hauß, Heinr. Meyer und 
Dr. Pfretzschner

für R e c h t  erkannt:

Die Revision des Beklagten Stalitza gegen das Urteil 
des 4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Köln vom 
8. Januar 1965 wird zurückgewiesen.
Die Kosten der Revision werden diesem Beklagten 
auferlegt.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Der Beklagte befuhr am 7. September I960 gegen 17«00 
Uhr mit seinem Moped die EsfllBstraßc in in Richtung
Ortsmitto. Auf dem Soziussitz des Mopeds saß der Kläger,
In die E s M s t r a ß e  mündet von schräg links die 
straßo ein. Aus ihr fuhr der Elektromonteur Frii® mit 
seinem Goggomobil in die ESflBstraße ein. Er erfaßte 
den Kläger am linken Knie und warf das Moped um. Der Kläger 
wurde schwer verletzt. Auf der BaflBfestraße war etwa 30 m 
vor der Einmündung das Gebotszeichen nach Bild 30 der An­
lage zur StVO "Vorfahrt achten !" aufgestellt. Auf der 
EsflVotraße stand vor der Einmündung der BaflH^straße 
das Warnschild "Allgemeine Gefahrenstelle" (Bild 1 der 
Anlage zur StVO).
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Der Kläger hat für seinen Schaden den Beklagten und 
den Elektromonteur F r i ®  verantwortlich gemacht. Er hat 
geltend gemacht, der Beklagte habe gegen § 8 Abs. 2 StVO 
verstoßen, denn er sei dicht an der Straßenmitto oder so­
gar über diese hinaus gefahren, obwohl es sich um eine un­
übersichtliche Stelle gehandelt habe. Dem Elektromonteur 
F r i ®  hat er vorgev/orfen, das Vorfahrtsrecht dos Beklagten 
verletzt zu haben.

Mit der Klage hat der Kläger von dem Beklagten und Fri-fc2. 
als Gesamtschuldnern 16.854,97 DM Schadensersatz und ein 
Schmerzensgeld verlangt, dessen Höhe er in das Ermessen 
dos Gerichts stellt. Ferner hat er um die Feststellung ge­
beten, daß beide verpflichtet seien, ihm den zukünftigen 
Schaden aus dem Unfall zu ersetzen.

Der Beklagte und F r i ®  haben beantragt, die Klage ab­
zuweisen. Der Beklagte hat behauptet, er sei mit seinem Mo­
ped auf der rechten Straßenseite gefahren. Er ist der An­
sicht, daß nur Ffc'i® den Unfall verschuldet habe.

Das Landgericht hat "die Klage dem (»Gründe nach für 
gerechtfertigt erklärt.” Gegen dieses Urteil hat nur der 
Beklagte S t ^ B H B  Berufung eingelegt. Das Oberlandcsgericht 
hat die Berufung zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen Klago- 
abweisungsantrag weiter. Der Kläger beantragt, die Revision 
zurückzuv/eisen.
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Ent sch ei dungsgründe s

Io Das Berufungsgericht hat die Schadensersatzpflicht 
des Beklagten nach § 823 BGB bejaht» Es geht davon au3, daß 
F r i ®  mit seinem Goggomobil das Vorfahrtsrecht dos Beklagten 
vorletzt hat, ist aber ebenso wie das Landgericht der An­
sicht, daß auch der Beklagte den Unfall schuldhaft mitverur- 
sacht habe, weil er mit seinem Moped mindestens an der 
Mittellinie der Straße gefahren sei und damit schuldhaft 
gegen das Rechtsfahrgebot des § 8 Abs» 2 StVO verstoßen 
habe. Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts wäre 
es nicht zu dem Unfall gekommen, wenn der Beklagte Verkehrs- 
gerecht auf seiner Fahrbahn rechts gefahren wäre.

II. Die Ausführungen des Berufungsgerichts sind recht­
lich nicht zu beanstanden.

1. Entgegen der Ansicht der Revision läßt sich eine 
Haftungsfroistcllung des Beklagten nicht damit begründen, 
daß seine Haftung aus leichter Fahrlässigkeit durch einen 
stillschweigenden Vertrag mit dem Kläger ausgeschlossen 
worden sei. Daß die Parteien über eine solche Haftungsein­
schränkung einig gewesen seien, hat der Beklagte in den 
Tatsacheninstanzen nicht vorgetragen. Die Revision stützt 
ihren Einwand auch nur auf den Inhalt der Strafakten. Sie 
verweist darauf, daß der Kläger bei seiner polizeilichen 
Vernehmung erklärt hat, er sei mit dem B&lagtcn befreun­
det. Diese Freundschaft und der in der Mitnahme liegende 
Gofälligkoitsorweis lassen aber nach der ständigen. Recht­
sprechung des Bundesgerichtshofs noch nicht den Schluß zu, 
daß der Fahrgast stillschweigend auf die Haftung dos Fahrers 
aus leichter Fahrlässigkeit verzichtet habe (zuletzt BGIIZ
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43? 72 und Urteil dos BGH von 26.10.1965 in NJW 1966, 41),

2. Die Revision meint weiter, der Kläger könne aus 
einer Verletzung dos § 8 Abs. 2 StVO keine Rechte herleiten, 
Denn das Gebot, rechts zu fahren, diene dem Schutz des 
Gegenverkehrs und wolle das Überholen erleichtern, es schütj 
aber weder den die Fahrbahn überquerenden Fußgänger noch 
den Verkehrsteilnehmer, der nach links einbiegen wolle. DarJ$ 
folge, daß § 8 Abs. 2 StVO noch weniger dem Schutz des 
Mitfahrers dienen könne.

Diese Rüge kann keinen Erfolg haben. Allerdings 
dient das Gebot, rechts zu fahren, dem Schutz des Gegen­
verkehrs; es soll ferner einem nachfolgenden Fahrzeug das 
Überholen erleichtern. Es soll erreicht werden, daß für 
den Gegenverkehr und für den Überholverkohr genügend Platz 
auf der Fahrbahn zur Verfügung steht. Nur in diesem Sinne 
haben die Vorschriften über die Benutzung der rechten VFahr- 
bahnseito Schutz Charakter (Urteil des BGH vom 24 o Juni 1958 
- VI ZR 166/57 - VRS 15, 164 = VersR 1958, 550; 30. Scptemte * 
1958 - VI ZR 70/58 - VRS 16, 5 = VersR 1958, 831 und 30. 
November 1962 - VI ZR 204/61 - VersR 1963, 163) <, Die Re­
vision übersieht aber, daß Fri®, als er mit seinem Goggo- 
mobil aus der Ba®|®straßc nach rechts in die bevorrechtig' e 
Esfl^Pstraßc eingebogen war, dem Moped des Beklagten ent- 
gegenfuhx', also schon dem Gegenverkehr angchörte, dessen 
Schutz das Rcchtsfahrgebot dient. Der Beklagte war auch das 
auf dem Soziussitz mitfahrenden Kläger gegenüber verpflicht -t( 
die Verkehrsvorschriften zu beachten. Kam der Kläger dadurch 
zu Schaden, daß der Beklagte entgegen dem Gebot des § 8 
Abs. 2 StVO an der Straßenmittc fuhr und dort mit einem 
entgegenkommenden Fahrzeug kollidierte, so hat er fahr­
lässig die Körperverletzung des Klägers mitveruroa'cht.
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Dann kann nicht zweifelhaft sein, daß er nach § 823 Abs.
1 BGB verpflichtet ist, den Schaden des Klägers zu ersetzen.

3« Vergebens versucht die Revision die Feststellung 
des Berufungsgerichts, daß der Beklagte mit seinem Moped 
an der Straßenmitte gefahren ist, durch Verfahrensrügen 
zu erschüttern.

Die Feststellung des Berufungsgerichts beruht auf den 
Aussagen der Zeugen F r i ®  und Bfl|0  sowie den Feststellungen, 
die der Polizeimcister DflIHHIB kurz nach dem Unfall an 
Ort und Stelle getroffen hat. Das Berufungsgericht war 
nicht verpflichtet, den Kläger als Partei eidlich darüber 
zu Vornehmen, ob der Beklagte auf seiner rechten Straßen­
seite gefahren ist. Dieser Beweis ist vom Beklagten zwar 
vor dem Landgericht angetroten worden. Das Berufungsgericht 
wäre zur Erhebung des Beweises aber nur dann verpflichtet ge­
wesen, wenn das Beweisangebot im Berufungsrechtszug aus­
drücklich v/iederholt oder wenn gerügt worden wäre, daß dieser 
Beweis im ersten Rechtszug zu Unrocht nicht erhoben worden 
sei (BGHZ 35, 103)» Das aber ist nicht geschehen.

4. Geht man mit dem Berufungsgericht davon auG, daß 
der Beklagte, der nach seinem eigenen Vorbringen in der 
EsflMstraße weiterfahren wollte, bei der Begegnung mit 
dem einöobogenen Goggomobil die Straßenmitte eingehalten 
hat, so ist die Ansicht des Berufungsgerichts zu billigen, 
daß der Beklagte schuldhaft gegen § 8 Abs. 2 StVO verstoßen 
hat, der es dem Kraftfahrer zur Pflicht macht, auf der 
rechten Seite der Fahrbahn rechts zu fahren, soweit nicht 
besondere Umstände dem entgegenstehen. Solche Umstände, 
die dio Fahrweise des Beklagten rechtfertigen könnt)on',v sind 
entgegen der Meinung der Revision hier nicht gegeben.
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Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts ist die 
Es^Histraße an der Unfallstelle 5,4-4 m breit, einge­
schlossen die an beiden Straßenseiten verlaufenden Rinn­
steine von je etwa 70 cm Breite, Allerdings sind keine 
besonderen Gehwege vorhanden, so daß Personen, die 
aus der Türe und dem Tor des rechts stehenden Bauern­
hofes traten, nur durch die Rinnsteinfläche von der eigent­
lichen Fahrbahn getrennt waren» Bas zwang den Beklagten 
jedoch nicht, an der Straßenmitte zu fahren« Ihm stand 
nach den Feststellungen des Berufungsgerichts für die Fahrt 
mit dem Moped eine Fahrbahnbreite von 1,95 m zur Verfügung, 
wobei rechts von dieser Fläche noch der Rinnstein mit 
einer Breite von etwa 70 cm verlief. Bei diesen Verhält­
nissen kann keine Rede davon sein, daß der Beklagte bei 
Beachtung des Rechtsfahrgebots aus dem Bauernhof kommende 
Personen gefährdet hätte. Baß er mit den Rädern des Mopeds 
unmittelbar am Rinnstein hätte entlangfahren müssen, hat 
das Berufungsgericht nicht von ihm verlangt. Es ist daher 
nicht erforderlich, auf die Bedenken einzugehen, die die 
Revision gegen eine solche Fahrweise erhobt.

5. Mit Recht hat das Berufungsgericht hervorgehoben, 
daß der Beklagte durch das auf eine allgemeine Gefahren­
lage hinweisende Schild gewarnt war und daß er wegen der 
relativen Enge der Straße und wegen ihrer Unübersichtlich­
keit in besonderem Maße verpflichtet war, das Rechtsfahr­
gebot zu beachten.

Bie Revision bezweifelt, daß die .£&dH^3traße unüber­
sichtlich war, und meint, das Berufungsgericht habe die Un­
stände, aus denen es die Unübersichtlichkeit der Strße hcr- 
leiten wollte, darlegen und feststellen müssen. Biese Rüge 
kann keinen Erfolg haben. Landgericht und Oberlandesgerich*
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haben die Unfallstelle besichtigt und übereinstimmend fest- 
gestellt, daß die Es^^pstraßc wegen der Rechtskurve, in 
der sie an der Unfallstelle verläuft, unübersichtlich ist» 
Das wird auch in den Entscheidungsgründen des Berufungs­
urteils ausdrücklich erwähnt. Damit ist Unübersichtlich­
keit einwandfrei festgestellt und auch den Anforderungen 
genügt, die in diesem Punkte an die Begründung des Urteils 
zu stellen sind.

6. Der Beklagte kann sich nicht mit Erfolg darauf 
berufen, daß er auf die Beachtung seines Vorfahrtsrechts 
durch den Elektromonteur F r i ®  habe vertrauen dürfen, denn 
der Vertrauensgrundsatz kommt dem nicht zugute, der sich 
selbst über die Verkehrsregeln hinwegsetzt (Urteil de3 BGH 
von 16. Dezember 1953 - VI ZE 87/52 - VereR 1954, 96). Im 
übrigen mußte der Beklagte schon mit Rücksicht auf die 
geringe Straßen breite - die eigentliche Fahrbahn war an der 
Unfallstello nur 4 m breit - damit rechnen, daß ein aus 
der Barbarastraße einbiegendes Fahrzeug in den Bereich der 
vom Beklagten befahrenen Mitte der Straße geraten konnte.
Da er gleichwohl mit seinem Moped nicht weiter rechts ge­
fahren ist, hat das Berufungsgericht mit Recht angenommen, 
daß der Beklagte die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
außer acht gelassen, also fahrlässig gehandelt hat.
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7. Das Berufungsurteil enthält auch sonst keinen 
Rechtsfehler. Daher war die Revision des Beklagten zurück­
zuweisen o

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 97 ZPO.

Engels Dr.Bode Dr. Hauß

Meyer Dr. Pfretzschner
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